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Die Abgeordneten zum Nationalrat WIMMERSBERGER, BURGER und 
Genossen haben am 4. Juli 1979 folgende schriftliche Anfrage 
betreffend Fehlen eines Gesamtkonzeptes der Bundesregierung 
zur Investitionsförderung an mich gerichtet. 
"Vor kurzem wurde nach mehrjährigen Ankündigungen und Bemühun­
gen eine internationale Autofirma mit der Produktion von Auto­
motoren seitens der Bundesregierung nach österreich gebracht. 
Allerdings war dies ein sehr kostspieliges Vorhaben. Die Bun­
desregierung hat dem amerikanischen Konzern General-Motors 
einen Bundeszuschuß von 1,5 Mrd S, abgesehen von sonstigen 
Begünstigungen, für die Errichtung eines Werkes für 1.500 
Arbeitsplätze versprochen. 
Somit kostet dem Steuerzahler ein Arbeitsplatz 1 Million S. 
Abgesehen von diesem kostspieligen Subventionsgeschenk an eine 
ausländische internationale Firma, ist die Wahl des Standortes 

.mehr als problematisch. In diesem Großballungsraum ist die Ar­
beitsplatzsituation noch w~sentlich gUnstiger als in einer 
Reihe von überalteten Industriezonen wie z.B. in der Ober­
steiermark und hier im besonderen im Raum Judenburg, wo dringend 
neue Arbeitsplätze gebraucht wUrden. So sind in Judenburg in der 
verstaatlichten Industrie rund 1.500 Arbeitsplätze in Gefahr. 
Es wäre also ein Gebot der Stunde gewesen, in diesen struktur­
gefährdetenindustriegebieten durch Ansiedlungsmaßnahmen von 
Betrieben neue und sichere Arbeitsplätze zu schaffen. 

Die unterfertigten Abgeordneten richten daher an den Bundes­
kanzler folgende Anfrage: 

1) Was ist die Ursache für die Standortwahl des General-Motor­
Projektes im Raume Wien? 
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2) Wurden auch andere Standorte dem Investor von der Regierung 
angeboten und wenn ja, welche? 

3) Wenn nein, warum und aus welchen GrUnden wurde dies nicht 
getan? 

4) Wurde die öIAG, bevor die Standortentscheidung durch die 
Bundesregierung gefallen ist, um derer Vorschläge befragt? 

5) Welche Maßnahmen sind seitens der Bundesregierung geplant, 
um in Raume Judenburg, wo in der verstaatlichten Industrie 
rund 1.500 Arbeitsplätze in Gefahr sind, neue Beschäfti­
gungsmöglichkeiten zu schaffen?1I 

Ich beehre mich, diese Anfrage wir folgt zu beantworten: 
~ 

Der Bundesregierung ist es in den vergangenen Jahren, trotz der 
weltweiten Krisenerscheinungen, erfolgreich gelungen, durch ein 
hohes Maß an Investitionsförderung, die Beschäftigung in öster­
reich zu sichern und zusätzlich neue Arbeitsplätze zu schaffen. 
Das Anfang 1978 von der Bundesregierung vorgelegte arbeitsplatz­
orientierte Strukturprogramm sieht fUr die nädhsten 10 Jahre 
Investitions- und Investitionsförderungsausgaben von insgesamt 
rd. 577 Mrd S vor. Aufgrund dieser Bereitschaft der Bundesre­
gierung ist es gerade in der letzten Zeit mehrfach gelungen, 
interessante Projekte international tätiger Firmen nach öster­
reich zu verlagern und damit der gesamten österr. Wirtschaft 
zusätzliche Impulse zu geben. Dieser Aspekt darf auch im ggstl. 
Fall nicht außer acht gelassen werden. Von General-Motors wurde 
zugesichert, in bedeutendem Umfang Zulieferungen von öster~ 

reichischen Betrieben zu beziehen, die sich insbesondere aus 
dem Bedarf an Aluminium, Edelstahl und sonstigen Materialien 
ergeben werden. Damit ist anzunehmen, daß Uber die vorgesehe­
nen 1.5no Arbeitsplätze im GM-Werk noch eine größere Anzahl 
zusätzlicher Arbeitsplätze in diesen Zulieferwerken gesichert, 
aber auch sicherlich neu geschaffen werden können. Wegen der 
~ichtigkeit soll auch noch bemerkt werden, daß die Förderung 
nicht den genannten Betrag von 1,5 Mrd S sondern 1,4 Mrd S 
beträgt. Diese UnterstUtzung aus staatlichen Förd~rungsmaß-
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nahmen erscheint mir nicht nur im Zusammenhang mit der Absicht 
in österreich neue moderne Produktionen aufzubauen und eine 
große Zahl von Dauerarbeitsplätzen zu schaffen, sondern auch 
sonst im Vergleich mit den Kosten eines zukunftsorientierten 
Arbeitsplatzes in der Industrie vertretbar zu sein. 

Grundsätzlich wäre auch noch festzuhalten, daß in österreich 
tätige private Wirtschaftsunternehmen ihre Investitionsent­
scheidungen autonom treffen und dabei zweifellos von betriebs­
wirtschaft]ichen überlegungen ausgehen. Eine von vielen Ent­
scheidungs komponenten ist die Frage nach dem für das Unter­
nehmen günstigsten Standort der Investition. Mit Hilfe der 
Wirtsch~ftsförderung versuchen die Gebietskörperschaften, die 
Entscheidung der Unternehmen so zu beeinflussen, daß sie auch 
gesamtwirtschaftliche Zielsetzungen (z.B. Strukturpolitik, 
Regionalpolitik) in ihren überlegungen mitberücksichtigen. Das 
Gewicht, das den wirtschaftlichen Förderungsmaßnahmen der Ge­
bietskörperschaften bei der Standortentscheidung von den Unter­
nehmen beigemessen wird, darf je~och nicht überbewertet werden, 
weil auch noch andere Faktoren ausschlaggebend sein können. 

Zu Frage 1 bis 4: 

Dem General-Motors-Konzern wurden von österreich verschiedene 
Standorte in 4 Bundesländern angeboten, wobei den Spitzen­
managern von GM die Gelegenheit geboten wurde, die verschiede­
nen Standorte, insbesondere den Standort Judenburg in Augen­
schein zu nehmen und die relevanten Standortfaktoren (Verkehrs­
lage und Infrastruktur. Aufschließungsmöglichkeiten, Arbeits­
marktsituation, SchulungsmCigl ichkeiten, Förderungsmaßnahmen 
usw.) mit den zuständigen Politikern und Fachbeamten des Bundes, 
der beteiligten Länder und Gemeinden zu diskutieren bzw. zu 
prüfen. 
Hinsichtlich des Standortes Judenburg wurde das engste Einver­
nehmen mit der Generaldirektion der VöEST-Alpine hergestellt. 
Die Vertreter von GM wurden u.a~ von den zuständigen Herren der 
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VöEST-Alpine nach Judenburg begleitet. Die ölAG war vom Ge­
genstand her weiter nicht zu befassen. 

Die Bundesregierung konnte darüber hinaus auf die endgültige 
Auswahl des Standortes keinen Einfluß nehmen, da diese Ent­
scheidung ~usschließlich von einem freien Unternehmen getroffen 
wurde, welches unter Berücksichtigung der damit zu übernehmen­
den Risken seine Entscheidung in eigener Ingerenz getroffen hat. 

Zu Frage 5: 

Dte Bundesregierung ist weiterhin bemüht, im Rahmen des Ent­
wicklungsprogrammes Aichfeld-Murboden, neue Beschäfti9ungs­
möglichkeiten in diesem Gebiet, insbesondere in Judenburg zu 
schaffen. Bekanntlich·ist es aufgrund der Initiative der Bun­
desregierung in den letzten Jahren gelungen, in diesem Raum 
neue Betriebe anzusiedeln und mehr als 3.000 neue Industrie­
arbeitsplätze zu errichten. Zur Unterstützung der laufenden 
Bemühungen um neue Investoren wurde der Raum Judenburg als· 
Förderungsgebiet für das ERP-Sonderprogramm zur Schaffung 
neuer Arbeitsplätze in die Richtlinien des ERP-Jahresprogram­
mes 1979/80 aufgenommen. 
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